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Der langjährige Präsident des ifo-Insti-
tuts, Hans-Werner Sinn, legt kurz vor
seinem 70. Geburtstag, den er am 7. Mai
feiert, eine üppige Autobiographie vor.
Das Buch hat stolze 656 Seiten. Es ist
ein Rückblick auf ein bewegtes Forscher-
leben, auf seine biographischen Prägun-
gen, seine Entwicklung als Ökonom und
seine Motivation („die Welt verbes-
sern“), die großen zeitgeschichtlichen
Ereignisse und die wirtschaftspoliti-
schen Debatten, die er mitgeprägt hat.
Sinn hat immer wieder politischen

Einfluss gehabt. Etwa mit Reformplä-
nen für den deutschen Arbeitsmarkt
und den Sozialstaat, dessen Probleme er
im Bestseller „Ist Deutschland noch zu
retten?“ (2003) analysierte. Damit hat
er Reformen mit angestoßen und gehol-
fen, den einstigen „krankenMann“ Euro-
pas wieder wirtschaftlich stark zu ma-
chen. Nur ungern gehört wurde in der
Politik seine kritische Analyse der Ener-
gie- und Klimapolitik („Das Grüne Para-
dox“) und seine harsche Kritik der
Euro-Rettungspolitik. All das wird hier
lesenswert rekapituliert. Dazu kommen
Reiseerlebnisse, Begegnungenmit Perso-
nen der Zeitgeschichte und bekannten
Ökonomen. Im Anhang gibt es Fotos
von Sinn, vom Kindergarten bis zur Ver-
leihung von Ehrendoktorwürden, zu-
letzt eines mit Pelzmütze und Adler auf
der Faust in der Mongolei, neben ihm
Gerlinde, seine Frau. Eine Straffung des
Textes und ein paar Anekdoten weniger
hätten von Zeitnot geplagten Lesern ge-
holfen. Doch Sinn hat viel zu erzählen
und erzählt spannend.
Beispielsweise über seine Jugend in

ärmlichen Verhältnissen. Geboren wur-
de er 1948 im westfälischen Brake nahe
Bielefeld als einziges Kind zweier junger
Leute, die sich in den Nachkriegsjahren
selbst kaum über Wasser halten konn-
ten. Der strenge Vater arbeitete als Last-
wagenfahrer, später hatte er ein kleines
Taxiunternehmen, in dem Hans-Werner
Sinn mithalf; die Mutter, eine Vertriebe-
ne aus Pommern, arbeitete in einer Fahr-
radfabrik. Für den Sohn hatten sie kaum
Zeit, der wuchs bei der Großmutter auf.
Nur mit Glück schaffte er es – als Einzi-
ger aus der Dorfschule – ans Gymnasi-
um in Bielefeld, wo er erst mal seinen
schweren westfälischen Dialekt ablegen
musste. Der Weg in die Wissenschaft,
bis an die Spitze der deutschen Volkswir-
te und zu internationalem Renommee,
war ihm nicht vorgezeichnet.
Ausführlich beschreibt Sinn die sozial-

demokratische Prägung in der Familie.
Schon der Großvater mütterlicherseits
war SPD-Mitglied im pommerschen Kol-
berg, die Nazis verschleppten ihn in ein
Konzentrationslager und ein Arbeitsla-
ger, dort ist er verschollen. Sinns Vater
war lebenslanges Parteimitglied. Er
selbst ging zur SPD-Jugendorganisation
„Die Falken“, nahm teil an Fahrten zu
Orten von Nazi-Verbrechen in Frank-
reich und Tschechien. Die Völkerver-
ständigung und Aussöhnung in Europa
ist ihm wichtig, Sinn fühlt sich als Euro-
päer – er erzählt dies auch, um Vorwür-
fen zu begegnen, er sei wegen seiner
Euro-Kritik „Anti-Europäer“. Als Stu-
dent war er Willy-Brandt-Fan, engagier-
te sich im Sozialdemokratischen Hoch-
schulbund (SHB) in Münster, fuhr nach
Berlin zu Demonstrationen gegen den
Vietnam-Krieg. Mit den ideologisch-lin-
ken 68ern hatte er aber nichts am Hut.

Im Studium näherte er sich marktwirt-
schaftlichen Überzeugungen an. Ein Un-
terkapitel der Autobiographie hat er
„Der Sieg der ‚unsichtbaren Hand‘“ beti-
telt, ein anderes „. . . warum Hayek recht
hatte“. Allerdings ist Sinn kein „Neolibe-
raler“. Er differenziert zwischen den his-
torischenOrdo- undNeoliberalen, die ei-
nen starken Staat als Rahmensetzer für
die Marktwirtschaft forderten, und der
Chicagoer Schule, die er ablehnt. Sinn ist
für einen Sozialstaat als Versicherung ge-
gen die Risiken des Lebens. Als Finanz-
wissenschaftler steht er in der geistigen
Tradition von Richard Musgrave, der
dem Staat drei Aufgaben zuwies: Alloka-
tions-, Stabilisierungs- und Verteilungs-
politik. Die staatsskeptische Sicht von
James Buchanan, der das Eigeninteresse
von Politikern und Bürokraten hervor-
hob, nimmt er zur Kenntnis. Weil Politi-
ker oft eine eigene Agenda verfolgen,
müsse der Volkswirt sich mit seinen Er-
kenntnissen auch direkt ans Volk wen-
den – darin ist Sinn ein Meister.
Seit 1984 lehrte Sinn in München. Als

sein „Schlüsselerlebnis“ bezeichnet er
die deutsche Wiedervereinigung 1989.
Damals mischte sich derWirtschaftspro-
fessor erstmals ganz aktiv in die große
Debatte über denUmgangmit der maro-
den DDR ein. Gemeinsam mit seiner
Frau Gerlinde, die ebenfalls Ökonomin
ist, schrieb er das Buch „Kaltstart“ und
analysierte, welche Fehler im Vereini-
gungsprozess gemacht wurden. Mit
„Kaltstart“ trat Sinn aus dem akademi-
schen Elfenbeinturm heraus, wie er
selbst schreibt. Zuvor hatte er sich viele
Jahre vor allem mit theoretisch-mathe-
matischen Modellarbeiten profiliert.
Sein Münsteraner akademischer Lehrer
Herbert Timm hatte ihn aber schon ge-
warnt, keine abgehobenen „Glasperlen-
spiele“ zu betreiben. Sinn beschreibt
sich selbst „auf der Suche nach derWahr-
heit“ – so der recht hochgegriffene Titel
der Autobiographie.
Als reifer Volkswirt schrieb Sinn Bü-

cher, mit denen er direkt das große Publi-
kum erreichte. „Der Betriebswirt hilft
dem Betrieb, der Volkswirt dem Volk.
Das klingt banal, aber genau das ist der
Kern meiner Motivationslage“, schreibt
er. Große Verdienste hat sich Sinn er-
worben mit der Sanierung des ifo-Insti-
tuts. Seiner Qualität als Wissenschafts-
manager ist es zu verdanken, dass dieses
Institut heute an der Spitze mitspielt.
Das letzte Kapitel widmet er der Euro-

pa-Debatte. „Wo bleibt mein Europa?“
Sinn hat sich vomBefürworter zumKriti-
ker des Euros („das Hauptproblem Euro-
pas“) gewandelt. Als „westfälischer Stur-
kopf“ hat er es geschafft, die schwer zu
durchdringende Problematik des Target-
Zahlungssystem der Euro-Notenbanken
in die öffentliche Debatte zu heben.
Deutschlands Realkapital werde geplün-
dert, imGegenzug bekomme die Bundes-
bankwertlose Target-Forderungen gutge-
schrieben, fürchtet er. Kanzlerin Merkel
habe sich auf die EZB verlassen und eine
„obskure und nicht mehr mit dem Geist
unserer Demokratie kompatible Rolle ge-
spielt“. Für solche Kritik an der Politik
wird Sinn in Berlin gefürchtet. Viele Kol-
legen und Bürger schätzen ihn als freien
Geist und Mann des offenen Worts.

PHILIP PLICKERT
Hans-Werner Sinn: Auf der Suche nach der Wahr-
heit. Autobiografie, Herder Verlag, Freiburg 2018,
656 Seiten, 28 Euro.

D ie Konjunktur im Euroraum läuft
derzeit so gut, dass erste Befürch-

tungen von möglichen Kapazitätseng-
pässen auf dem Arbeitsmarkt aufkom-
men. Wenn Löhne und Preise aber
schneller als erwartet ansteigen, könnte
die Europäische Zentralbank (EZB) un-
ter Druck geraten, die Zinsen auch frü-
her zu erhöhen.
Betrachtet man die vier größten

Volkswirtschaften des Euro-
raums, so ist die Lage auf den
Arbeitsmärkten sehr unter-
schiedlich. In Deutschland und
in Frankreich liegt die Anzahl
der geleisteten Arbeitsstunden
mittlerweile höher als im Vor-
krisenjahr 2008. In Italien und
Spanien besteht dagegen noch
erhebliches Potential, denn
nach dem Platzen der Immobilienblase
war dort die Arbeitslosigkeit massiv an-
gestiegen.
Gerade in Spanien liegt die Arbeitslo-

senquote mit etwas mehr als 16 Prozent
immer noch sehr hoch. Auch in Italien
und Frankreich sinken die Arbeitslosen-
quoten seit dem Jahr 2015 nur ganz all-
mählich. ImGegensatz dazu ist die deut-
sche Arbeitslosenquote nach der Über-
windung der Finanzkrise seit 2010 konti-
nuierlich gefallen.
In der Europäischen Währungsunion

insgesamt ist die Verfügbarkeit von qua-
lifizierten Arbeitskräfte kein Wachs-
tumshemmnis. In Deutschland aller-
dings, mit seinem praktisch „leergefeg-
ten“ Arbeitsmarkt für Fachkräfte, gilt
dies so mittlerweile nicht mehr. Hier
dürften sich Engpässe ergeben, die in
den kommenden Jahren durch den de-
mographischen Wandel noch verstärkt
werden.

Das potentielle Fehlen qualifizierter
Arbeitskräfte ist damit eine der großen
Gefahren für die zukünftigen Wachs-
tumschancenDeutschlands. Die Bundes-
bank hat das Produktionspotential vor
dem Hintergrund des demographischen
Wandels auf mittelfristig rund 1 Prozent
beziffert. Eine Möglichkeit zur Erhö-
hung des Produktionspotentials bestün-
de in einer stärkeren Zuwanderung aus-

ländischer Fachkräfte. Hierfür
müssen aber erst die Vorausset-
zungen geschaffen werden. Be-
ginnen könnte man damit, in
der politischen Diskussion zwi-
schen Zuwanderung und huma-
nitärer Hilfe zu unterscheiden.
Damit dürften die Löhne in

Deutschland umso eher anzie-
hen, je ausgeprägter der tatsäch-

liche Fachkräftemangel ist. Die aktuelle
Tarifrunde in der Metallindustrie deu-
tet das bereits an. Der Pilotabschluss
von rund 4 Prozent ist vor dem Hinter-
grund der guten Konjunktur- und Ar-
beitsmarktentwicklung nachvollzieh-
bar. Die Verkürzung der Arbeitszeit
wird die Angebotsproblematik aber
eher noch verschärfen.
Während insgesamt für eine Fortset-

zung des Aufschwungs im Euroraum
also noch genügend Beschäftigungsre-
serven bestehen, bildet Deutschland mit
seiner über die Jahre stetig gesunkenen
Arbeitslosigkeit eine Ausnahme. Das
Thema Fachkräftemangel tritt immer
mehr in den Vordergrund. Die Förde-
rung einer qualifizierten Einwanderung
ist vor diesemHintergrund eine dringen-
de Aufgabe für die neue Bundesregie-
rung.
Der Autor ist Chefvolkswirt und Leiter Research
der DZ BANK.

Deutscher Arbeitsmarkt als Engpass
Von Stefan Bielmeier

I n jedem Jahr muss sich der Leser vonJahresabschlüssen großer Aktienge-
sellschaften an neue Elemente des eh

schon umfangreichen Dokuments gewöh-
nen. In diesem Jahr kommen der Diversi-
tätsbericht als Erweiterung der Erklä-
rung zur Unternehmensführung hinzu,
außerdem erstmals der Bericht zur Gleich-
stellung und Entgeltgleichheit sowie die
sogenannte Nichtfinanzielle Erklärung,
wie das Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) auflistet. Hier kommen neue Inhal-
te in den Geschäftsbericht, vor allem aber
auch Inhalte unterschiedlicher Vertrau-
enswürdigkeit, weil sie nicht alle gleicher-
maßen durch den externen Wirtschafts-
prüfer geprüft werden.
In der Erklärung zur Unternehmensfüh-

rung ist seit 2009 zu erklären, ob man sich
an den Corporate-Governance-Kodex zur
Unternehmensführung hält und welche
Führungspraktiken man anwendet. Seit
2015 ist dort zudem über die Höhe des

Frauenanteils zu berichten und zur Ein-
haltung der entsprechenden Quote im
Aufsichtsrat eine Aussage zu treffen. Für
den Abschluss 2017 sind auch erstmals
Angaben zum Diversitätskonzept des Un-
ternehmens zu machen. Die gesamte Er-
klärung zur Unternehmensführung ist
zwar Teil des Lageberichts, wird im Ge-
gensatz zu den anderen Teilen aber vom
Wirtschaftsprüfer inhaltlich nicht ge-
prüft. Er stellt nur das Vorhandensein der
gesetzlich vorgeschriebenen Inhalte fest.
Ähnlich verhält es sich mit dem erst-

mals in diesem Jahr für die Abschlüsse
2017 zu erstellenden Bericht zur Gleich-
stellung und Entgeltgleicheit. Mit ihm
führt der Gesetzgeber erstmals eine Anla-
ge zum Lagebericht ein. Der Geschäftsbe-
richt besteht also künftig aus dem Jahres-
abschluss (Bilanz, Gewinn-und-Verlust-
Rechnung und Anhang) sowie dem Lage-
bericht und dem Anhang zum Lagebe-
richt. Der Jahresabschluss mit seinen drei

Bestandteilen ist voll inhaltlich durch ei-
nen externen Wirtschaftsprüfer geprüft.
Der Lagebericht nur zum größten Teil.
Nicht geprüft ist auch die neue soge-

nannte Nichtfinanzielle Erklärung. Sie
umfasst den Bericht zur Corporate Social
Responsibility (CSR), auch Nachhaltig-
keitsbericht genannt. Hierin müssen An-
gaben zu Umweltbelastungen, Angaben
zur Einhaltung von Sozialstandards oder
zur Bekämpfung der Korruption gemacht
werden – und das nicht nur für das eigene
Unternehmen, sondern auch für die Liefe-
ranten und Vorlieferanten. Während
auch dieser Teil vom Aufsichtsrat genau-
so intensiv zu prüfen ist wie der Jahresab-
schluss selbst, wird er vom Wirtschafts-
prüfer nicht automatisch inhaltlich ge-
prüft. Wegen der zunehmenden Bedeu-
tung dieser Nachhaltigkeitsberichte auch
für die Anleger lassen viele Unternehmen
auch diesen Teil des Lageberichts von ei-
nem Wirtschaftsprüfer prüfen.

Nicht zwingend zu prüfen ist auch der
sogenannte Vergütungsbericht. Auch er
ist Teil des Lageberichts und hat inzwi-
schen – unter dem Segel der Transparenz
früher unvorstellbare Ausmaße von bis zu
57 Seiten (Deutsche Bank) erreicht. Der
Vergütungsbericht muss im kommenden
Jahr an die Aktionärsrechterichtlinie-Än-
derungsrichtlinie vom Mai 2017 ange-
passt werden. Eine inhaltliche Prüfung ist
aber trotz des Umfangs auch künftig
nicht vorgesehen.
So muss der Geschäftsberichtsleser da-

mit leben, dass er immer mehr Informatio-
nen bekommt, die teilweise inhaltlich ge-
prüft worden sind, teilweise aber eben
nur auf Vorhandensein oder auch gar
nicht. Helfen soll ihm der neue und um-
fangreichere Bestätigungsvermerk durch
den Wirtschaftsprüfer, der erstmals auf
die Prüfungsschwerpunkte hinweist. Das
könnte für den Leser ein Hinweis auf
Schwachstellen im Unternehmen sein.

D ie heutige BWL kann ihrenGegen-
stand, das Unternehmen, nicht
konsistent erfassen. Denn sie

kann ohnemethodischen Bruch nicht auf-
zeigen, wie unter Bedingungen der Unsi-
cherheit Entscheidungen getroffen wer-
den. Daher kann sie weder unternehmeri-
sche Entscheidungen noch den Unterneh-
mer erfassen. Dieser im Folgenden darge-
legte gravierende Mangel hat seine Ursa-
che in der Methode des Fachs – der ratio-
nalen Wahl. Dies macht einen methodi-
schen Neuanfang notwendig, den dieser
Beitrag mit der „existentiellen Rationali-
tät“ skizziert. In ihrem Zentrum steht die
existentielle Entscheidung – während die
rationale Wahl weiter für die weniger be-
deutsamen Entscheidungen unter Sicher-
heit oder Risiko Anwendung findet.
Jedes Unternehmen wird gegründet,

um mit ihm einen Zweck zu erreichen.
Zweckmäßigkeit und damit Rationalität
sind daher konstitutiv für Unternehmen.
Wenn also die BWL von Anfang an me-
thodisch Rationalität als den gezielten
Einsatz von Mitteln für einen Zweck ins
Zentrum des Fachs stellt, stimmt sie inso-
fern mit der Unternehmenspraxis über-
ein.
Allerdings hat die BWLRationalität im-

mer schonmit der rationalenWahl gleich-
gesetzt. Dieses Rationalitätsverständnis
haben insbesondere Taylor (1911),
Schmalenbach (1911) und Gutenberg
(1929 und 1951) etabliert. Ihre Arbeiten
stehen für diese zentrale methodische
Weichenstellung, die bis heute gültig ist.
Dementsprechend beruhen die heute füh-
renden Ansätze wie der Stakeholder-An-
satz, der konkurrierende Shareholder-An-
satz ebenso wie institutionenökonomi-
sche Ansätze und der Homo oeconomi-
cus auf dieser Methode. Charakteristisch
für die rationale Wahl ist, dass sie jeweils
von einem gegebenen Ziel sowie gegebe-
nen Mitteln ausgeht. Daran anschließend
wird für das jeweilige Ziel unter den gege-
benen Mitteln das Beste ausgesucht.
Grundlegendes Merkmal der rationalen
Wahl ist die Annahme, dass die verschie-
denenMittel jeweils treffsicher ihr Ziel er-
reichen.
Aus dieser angenommenen treffsiche-

ren Zielerreichung folgt das zweite zentra-
leMerkmal der rationalenWahl: die Bere-
chenbarkeit der Auswahl der besten Mit-
tel. Sie basiert darauf, dass sich die Relati-
on von Ziel und Mitteln in einer Zielfunk-
tion erfassen lässt und dadurch deren Er-
gebnis determiniert ist.
Diese beiden Merkmale der rationalen

Wahl führen zu einer plandeterminierten
Unternehmensführung, wie sie Taylor
und Gutenberg ausgearbeitet haben. Die-
se geht davon aus, dass die Planung die
besteMittelauswahl im Vorhinein berech-
nen kann, da sie die Realisierung treffsi-
cher antizipieren kann. Da diesemGedan-
ken folgend die Realisierung jeweils der
Planung entspricht, spielen in Guten-
bergs Theorie konsequenterweise die Rea-
lisierung und ihre Kontrolle auch keine
Rolle. Zwar sieht die Mehrzahl der BWL-
Ansätze die Bedeutung von Führung be-
ziehungsweise Steuerung und Kontrolle
für die Realisierung. Ihnen fehlt aller-
dings ein dazu passender Rationalitätsbe-
griff.
Da aufgrund der Determiniertheit der

rationalen Wahl die Auswahl unabhängig
von der sie berechnenden Person jeweils
zum gleichen Ergebnis kommen muss,
sind in einer Theorie auf ihrer Basis ein
persönliches Element und damit auch der
Unternehmer störend. Dementsprechend

hat Gutenberg den Unternehmer explizit
aus seiner Theorie eliminiert. An seine
Stelle tritt die unpersönliche Manage-
mentfunktion, die lediglich Vollzugsor-
gan der rationalen Wahl ist.
Auf Basis der rationalen Wahl lassen

sich nun allerdings die zentralen Entschei-
dungen in Unternehmen, die unternehme-
rischen Entscheidungen, nicht metho-
disch sauber erfassen. Denn bei diesen
handelt es sich um Entscheidungen unter
Unsicherheit. ImUnterschied zu Entschei-
dungen unter Sicherheit oder Risiko sind
unter Bedingungen der Unsicherheit mög-
licheWirkungen einesMitteleinsatzes un-
bekannt und/oder können deren Eintritts-
wahrscheinlichkeiten nicht mit objektiv
nachvollziehbaren und von der Person un-
abhängigen Verfahren ermittelt werden.
Für Entscheidungen unter Unsicher-

heit sieht Gutenberg (1983) zwar vor,
dass der Unternehmer subjektive Ein-
trittswahrscheinlichkeiten schätzt. Da
eine solche Entscheidung allerdings dann
weder unabhängig von der Person ist
noch zum jeweils gleichen Ergebnis
kommt, handelt es sich um einenmethodi-
schen Bruch mit der rationalen Wahl.
Neben der Unsicherheit gibt es noch

ein zweites grundlegendes Problem der ra-
tionalen Wahl als methodischer Basis. Es
besteht darin, dass mit ihr, da unpersön-
lich angelegt, kein Bezug auf die Bedürf-
nisse desjenigen genommen wird, der aus-
wählt. Nach Max Weber ist dies irratio-
nal. Denn Rationalität liegt für ihn nur
dann vor, wenn sich der verfolgte Zweck
an den eigenen Bedürfnissen und ihrer
Dringlichkeit orientiert.
Angesichts dieser methodischen Proble-

me, die dazu führen, dass der Unterneh-
mer und seine unternehmerischen Ent-
scheidungen in der BWL nicht erfasst wer-
den können, wird im Folgenden, an We-
ber anknüpfend, ein neuer Rationalitäts-
begriff, die existentielle Rationalität, skiz-
ziert.
Grundlegend für diesen neuen Rationa-

litätsbegriff ist, dass Rationalität als ein
Entwicklungsprozess, ein Prozess der zu-
nehmenden Freilegung der Relation von

Zweck und Mitteln begriffen wird. Sie be-
ginnt mit der Wahrnehmung der eigenen
individuellen Bedürfnisse durch den Un-
ternehmer und reicht bis zur Kontrolle,
ob die eingesetztenMittel ihre Ziele errei-
chen. Auf Basis der Bedürfnisse und ihrer
Dringlichkeit wird zunächst ein Zweck be-
stimmt – wie Gewinnmaximierung oder
ein anderer, auch nichtmonetärer Zweck,
jeweils jedoch unter der Bedingung jeder-
zeitiger Liquidität. In der Planung
schließt sich daran die Suche nach den
am besten geeigneten Mitteln an, diesen
Zweck zu erreichen. Auf Basis der gefun-
denen Mittel wird dann in der Planung
der Zweck konkretisiert, indem Ziele fest-
gelegt werden, die Zeit, Ort und Ausmaß
der Zweckerreichung bestimmen – und so
auch einen Maßstab für die Kontrolle
schaffen.
Im Zentrum des Rationalitätsbegriffs

steht dabei die auf die Planung folgende
Entscheidung. In ihr erfolgt die persönli-
che Auseinandersetzung mit der Unsi-
cherheit hinsichtlich der Zielerreichung.
Dazu sind auf Basis der in der Planung er-
arbeiteten Ziele und Mittel drei Fragen
persönlich zu klären: (1) Wie dringlich
sind die Bedürfnisse? (2) Wie groß ist die
Chance, die Ziele zu erreichen? (3) Wie
groß ist das Sicherheitsbedürfnis?
Diese Fragen münden in das rationale

Kalkül der existentiellen Entscheidung
und damit in die jeweils vom Unterneh-
mer nur persönlich zu beantwortende
Entscheidungsfrage:
„Ist, gemessen an den eigenen Bedürf-

nissen sowie dem eigenen Sicherheitsbe-
dürfnis, die ausgearbeitete Chance, die
Ziele zu erreichen und damit seine Be-
dürfnisse zu befriedigen, es wert, dafür
die entsprechenden Mittel einzusetzen?“
Mit seiner Antwort auf diese Frage ent-

scheidet sich zugleich, ob und was für ein
Unternehmer jemand sein kann und will.
In diesem Sinne bringt er sich selbst erst
als Unternehmer hervor.
Seine Antwort hängt analytisch be-

trachtet von fünf Größen ab, nämlich der
Dringlichkeit beziehungsweise Existentia-
lität des Bedürfnisses, der Einschätzung
der Chancengröße, dem Sicherheitsbe-

dürfnis beziehungsweise der Unsicher-
heitstoleranz sowie der Verfügbarkeit
und dem Umfang der dafür erforderli-
chen Mittel. Da keine dieser Größen ob-
jektiv bestimmbar ist und zudem seine Be-
dürfnisse nicht über die Zeit stabil sind,
werfen sie den Unternehmer letztlich im-
mer wieder auf sich selbst zurück. Für
eine Antwort gibt es daher keine Grundla-
ge außer ihm selbst. Und genau darin lie-
gen seine unternehmerische Freiheit und
Verantwortung begründet.
Wegen der mit jeder existentiellen Ent-

scheidung verbundenen Unsicherheit
wirdmit ihr unausweichlich jeweils die ei-
gene Existenz aufs Spiel gesetzt. Gerade
da der Unternehmer mit jeder Entschei-
dung seine Existenz aufs Spiel setzt, steht
die existentielle Entscheidung zugleich
dafür, dass er mit der eigenen Existenz
für seine Entscheidung und damit für die
Realisierung der Chance einsteht, um sie
so weit wie möglich erfolgreich zu reali-
sieren. Basis für dieses Einstehen ist das
hinter jeder Entscheidung stehende exis-
tentielle Bedürfnis und die sich daraus
herleitende intrinsische Motivation.
Zugleich steht die existentielle Ent-

scheidung für eine Verantwortung gegen-
über der eigenen Existenz, die an die je-
weiligen eigenen Bedürfnisse rückgebun-
den ist. So wird in der Realisierung, insbe-
sondere der Führung, angesichts der
dann tatsächlich vorzufindenden Situati-
on jeweils geprüft, ob die Entscheidung
unter diesen Umständen noch umsetzbar
ist und den eigenen Bedürfnissen ent-
spricht. Ebenso wird nach der Realisie-
rung eine Kontrolle durchgeführt, deren
Ergebnis weitere Entscheidungen notwen-
dig machen kann.
Conclusio: Statt mit der rationalen

Wahl die planwirtschaftliche Illusion zu
produzieren, das Unternehmensgesche-
hen im Vorhinein treffsicher berechnen
zu können, werden auf Basis existentiel-
ler Rationalität erstmals sowohl Entschei-
dungen unter Unsicherheit als auch der
Unternehmer in der BWL methodisch
konsistent erfasst.
Franz Schencking, in Witten/Herdecke promoviert,
ist seit 2006 als selbständiger Unternehmer tätig.

Ein Volkswirt auf Suche
Hans-Werner Sinn blickt auf sein Leben zurück

WIRTSCHAFTSBÜCHER
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DER BETRIEBSWIRT

Die Prüfer haben nicht alles geprüft
Der Geschäftsbericht wird immer umfangreicher – und auch verwirrender / Von Georg Giersberg

Der vergesseneUnternehmer
Die Betriebswirtschaft
will rational sein. Weil
der Mensch dabei stört,
wird der Unternehmer
ausgeklammert. Dabei
spielt kaum etwas eine
so große Rolle wie
dessen Bedürfnisse.
Von Franz Schencking

Europlatz Frankfurt
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Das von Bettina Volkens, Arbeitsdirekto-
rin der Deutschen Lufthansa AG, und
dem Berater Kai Anderson herausgege-
bene Sammelwerk „Digital human“ ist
ein engagiertes Plädoyer für das Mitneh-
men derMenschen im Prozess der digita-
len Transformation unserer Organisatio-
nen. In der Tat erleben dieMenschen bis-
her die Digitalisierung in erster Linie
privat als Nutzer von Smartphones so-
wie von Google, Facebook und Boo-
king.com.
Auf die damit einhergehenden An-

nehmlichkeiten der Digitalisierung
möchte heute niemand mehr verzich-
ten. Die Digitalisierung hat aber auch
eine andere Seite: Die Menschen müs-
sen im Zuge der voranschreitenden digi-
talen Transformation die nicht selten
schmerzliche Erfahrung machen, dass
die Digitalisierung von immer mehr Pro-
zessen gravierende Auswirkungen auf
„ihre“ Arbeitsorganisation hat und Ar-
beitsplätze in Frage stellt.
Die Folge ist vertraut: Die Mitarbeiter

machen sich Sorgen – seien sie begrün-
det oder unbegründet. Die Menschen in
den modernen Organisationen werden
als Betroffene eingeholt von den Folgen
der digitalen Transformation, die sie an-

dererseits als Konsumenten Tag für Tag
mit forcieren. Im Berufsleben sehen sie
sich mit neuen ungewohnten Aufgaben
und neuen Rollen konfrontiert. Die
Ängste vor einem Job- und Bedeutungs-
verlust sind daher im Zuge der digitalen
Transformation, die dazu führt, dass
Routineaufgaben automatisiert werden
und Algorithmen immer mehr Entschei-
dungsprozesse prägen, nicht ohne
Grund weit verbreitet. An dieser Stelle
sind dann die Führungskräfte gefordert,
Vertrauen zu schaffen und denMitarbei-
tern positive Nutzererfahrungen in der
neuen Symbiose Mensch und Maschine
zu vermitteln.
Ohne eine dem Menschen zugewand-

te Digitalisierung sind die vielen teuren
Projekte zum Scheitern verurteilt. Hoch-
karätige Autoren aus Häusern wie etwa
SAP, Lufthansa, Otto, TUI, Strabag skiz-
zieren in diesem Lesebuch, wie sie ihre
Mitarbeiter mitnehmen und diese davon
überzeugen, dass die Digitalisierung die
Zukunft ihrer Unternehmen und auch
ihre eigene Zukunft in der neuen Ar-
beitswelt sichert. ROBERT FIETEN
Bettina Volkens, Kai Anderson (Hrsg.): Digital hu-
man. Der Mensch im Mittelpunkt der Digitalisie-
rung. Campus Verlag, Frankfurt - New York 2018,
248 Seiten, 39,95 Euro

Die Niedrigzinspolitik der Europäi-
schen Zentralbank ist konjunkturpoli-
tisch motiviert, aber sie verzerrt auf die
Dauer die Investitionsentscheidungen
und damit die Wirtschaftsstruktur – so
die These von Gunther Schnabl und Se-
bastianMüller im ersten Beitrag des neu-
en Ordo-Jahrbuchs. Zombiebanken, die
am Tropf der Zentralbanken hängen,
verlängernKredite an nicht mehr lebens-
fähige Unternehmen, weil sie sonst
mehr faule Kredite ausweisen müssten.
In der nachfolgenden ökonometrischen
Analyse findet Juliane Gerstenberger
tatsächlich, dass die Kreditvergabe der
deutschen Banken in den Jahren 2010
bis 15 signifikant schwächer von der Ar-
beitsproduktivität im Kredit nachfragen-
den Unternehmen abhing als im Zeit-
raum 2005 bis 07. Es ist aber nicht klar,
inwieweit dies auf die Niedrigzinspolitik
oder einfach nur auf die Finanzmarktkri-
se zurückzuführen ist.
Für ErichWeede ist Freihandel wichti-

ger als Freizügigkeit. Freihandel und ex-
portorientierte Industrialisierung seien
besser geeignet, die Armut zu bekämp-
fen und den Wohlstand zu mehren, als
Massenmigration. Freihandel diene
dem Frieden, Freizügigkeit nicht.
Christoph Schaltegger und Thomas

Studer zeigen, dass sich die fortschrei-
tende Zentralisierung der Schweiz – ähn-
lich wie die der EU – schubweise in Kri-
senzeiten vollzieht. Der Bund stärkte sei-
ne Macht, indem er die Kantone zu ei-
nem Steuerverbund, das heißt, zu einem
Steuerkartell, anstiftete. Oder er bot ih-
nen Subventionen an, denn als die zen-
tralere Instanz ist er weniger dem Steuer-
wettbewerb ausgesetzt und kann daher
leichter Steuern eintreiben. Er konnte

sich die Kompetenzen von den Kanto-
nen „kaufen“. Dennoch halten es die Au-
toren für „fraglich, dass es sich bei der
Kompetenzverschiebung auf den Zen-
tralstaat um eine unvermeidbare Ent-
wicklung handelt“. Tatsächlich gibt es
auch Fälle einer nachhaltigen Dezentra-
lisierung zum Beispiel in Belgien, Kana-
da und Spanien.
Wie hat sich die Arbeitsbelastung

der Bundestagsabgeordneten entwi-
ckelt, fragt Karsten Mause. Die Zahl
der Sitzungen hat sich seit 1974 kaum
verändert. Deutlich zugenommen ha-
ben die Dauer der Plenarsitzungen (51
Prozent) und die Zahl der Gesetzent-
würfe (26 Prozent), der EU-Vorlagen
(140 Prozent), der Bundestagsdrucksa-
chen (217 Prozent) sowie der registrier-
ten Interessenverbände (237 Prozent).
Noch stärker ist jedoch die Zahl der
Bundestagsmitarbeiter gestiegen (422
Prozent).
Ein Schwerpunkt des Bandes ist wie-

der denWettbewerbs- und Regulierungs-
aspekten der digitalen Netzwerke gewid-
met: Fake News, Standards, Big Data
und Blockchain-Geld. Die Ineffizienz
der Klimapolitik macht Hubertus Bardt
daran fest, dass die verschiedenen In-
strumente nicht die Vermeidungskosten
egalisieren.
Peter Bernholz belegt, dass wir uns

tatsächlich auf dem „langsamen und
heimlichen Weg in die Knechtschaft“ –
so der Titel – befinden. Der Band endet
mit Dieter Schmidtchens Nachruf auf
Walter Hamm und vierzehn Buchbespre-
chungen. ROLAND VAUBEL
ORDO: Jahrbuch für die Ordnung von Wirtschaft
und Gesellschaft. Band 68/2017. De Gruyter Ol-
denbourg, Berlin 2018, 448 Seiten, 49 Euro.

D ie Regierung kritisiert die Noten-
bank: Präsident Trump empfahl

Fed-Chef Powell, zu tun, was für das
Land gut sei. Nach seiner Meinung gehö-
ren Zinserhöhungen nicht dazu. Dass
Trump Powells Vorgängerin Yellen im
Wahlkampf noch zurief, sie solle sich
schämen für ihre niedrige Zinsen, sind
da nur lästige historische Details. Der
Anlass des Präsidentendonners war die
zunehmende Stärke des Dollars,
die prompt unterbrochen wur-
de, jedoch bald zurückkehren
sollte. Höhere Zinsen und ein
starker Dollar sind derzeit das
heiße Thema an den Finanz-
märkten. Sie machen nicht nur
Schwellenländern zu schaffen,
aus Sicht der amerikanischen
Regierung sind sie auch eine Ge-
fahr für die heimische Wirtschaft. Und
so setzt der Präsident auch bei der Fed
seine Werkzeuge an, die schon andere
Institutionen, Unternehmen oder Ein-
zelpersonen zu spüren bekommen ha-
ben. Öffentliche Kritik ist eines davon.
Dabei tut die Fed nur das, was ihr auf-

getragen ist. Ihr gesetzlicher Auftrag be-
steht darin, Preisstabilität und einen ho-
hen Produktions- und Beschäftigungs-
stand zu unterstützen. Die Arbeitslosen-
quote liegt bei etwa 4 Prozent, das ist
Vollbeschäftigung. Die Inflationsrate be-
trägt 2,9 Prozent, das ist Preisniveausta-
bilität. BeideWerte sowie die übrige Ver-
fassung der Ökonomie geben keinerlei
Anlass mehr zu einer expansiven Geld-
politik. Dass eine Straffung der geldpoli-
tischen Zügel Wirtschaft und Aktien-
märkte abbremsen, liegt in der Natur
der Sache. Das gefällt nicht jedem
Marktteilnehmer oder jeder Regierung,
aber damit müssen Notenbanker leben.

Dass Trump, der für die Zwischenwah-
len in diesem Jahr, aber noch mehr für
die nächste Präsidentschaftswahl gute
Wirtschaftsdaten benötigt, die Geldpoli-
tik beeinflussen kann, ist sehr unwahr-
scheinlich. Zwar ist die Unabhängigkeit
der Fed nicht in Stein gemeißelt. So
stand die Fed in der Nachkriegszeit im
Dienst der Regierungsstrategie der fi-
nanziellen Repression zur Senkung der

hohen Staatsschuldenquote. Die
heutigen Begriffe von Unabhän-
gigkeit haben sich in den siebzi-
ger Jahren etabliert, als dem
Kampf gegen die Inflation auch
von Regierungen ein hoher Stel-
lenwert eingeräumt wurde. Der
Erfolg, den die Notenbanken
hatten, hat ihnen in der Bevölke-
rung hohe Sympathiewerte ein-

getragen – trotz der gerade in den Verei-
nigten Staaten verbreiteten Stänkereien
gegen die Fed. Diese Bastion der Politik-
steuerung zu schleifen dürfte selbst für
den Präsidenten nicht möglich sein.
Aber darum geht es ihm wohl auch gar
nicht: Er ist zu gewieft, um nicht zu wis-
sen, dass viele seiner wirtschaftlichen
Versprechen nicht aufgehen werden.
Dazu braucht es einen Sündenbock.
Es gibt eine viel effektivere Art, die

Unabhängigkeit zu untergraben, wenn-
gleich es länger dauert: durch eine hohe
Staatsverschuldung. PolitischeUnabhän-
gigkeit ist nichts mehr wert, wenn die
Zentralbank in eine finanzielle Abhän-
gigkeit vom Finanzministerium gerät.
Auf diesem Weg preschen die Vereinig-
ten Staaten voran, jedoch wird die Fed
vorher noch ausreichendGelegenheit ha-
ben, ihre Unabhängigkeit auszuspielen.
Der Autor ist Chefvolkswirt der Deka-Bank.

Der Präsident und die Zentralbank
Von Ulrich Kater

D ie heutige, auf Gutenberg
(1951) fußende BWL kann als
Managementlehre auf Basis der
rationalen Wahl den Prozess

der Unternehmensführung, der von der
Planung bis zur Kontrolle reicht, nicht
schlüssig erfassen. Ursächlich dafür sind
die folgenden drei Grundannahmen der
rationalen Wahl. Sie geht erstens davon
aus, dass die Ziele und Mittel vorgegeben
sind, zweitens die Mittel mit Sicherheit
ihre Ziele erreichen und drittens die opti-
male Mittelauswahl berechenbar als auch
determiniert ist.
In der Konsequenz steht dann mit der

Planung diejenige Managementfunktion
im Zentrum der heutigen BWL, in der die
Mittelauswahl berechnet wird. Aus der
Annahme der rationalen Wahl, dass die
Mittel treffsicher ihr jeweiliges Ziel errei-
chen, folgt, dass die Realisierung 1 zu 1 ih-
rer Antizipation in der Planung ent-
spricht und damit der Prozess der Unter-
nehmensführung plandeterminiert ist.
Dies wiederum hat zwingend zur Konse-
quenz, dass in der heutigen BWL unter-
nehmerische Entscheidungen ebenso wie
Führung und Kontrolle systematisch über-
flüssig sind.
Da nun aber unter Bedingungen der

Unsicherheit, dem Grundzusammenhang
unternehmerischer Entscheidungen, die
Wirkung der eingesetzten Mittel tatsäch-
lich unsicher ist, soll im Folgenden der
Prozess der Unternehmensführung rekon-
struiert werden. Grundlage ist, anknüp-
fend anMaxWeber (1921), die existentiel-
le Rationalität als neuer Rationalitätsbe-
griff, der die Auseinandersetzung mit Un-
sicherheit in das Rationalitätskalkül auf-
nimmt.
In der existentiellen Rationalität steht

die existentielle Entscheidung – in die-
semKontext auch unternehmerische Ent-
scheidung genannt – im Zentrum. Auf sie
läuft die existenzielle Rationalität immer
wieder zu. Umgekehrt ist die existentielle
Entscheidung nur aus dem gesamten Ent-
wicklungsprozess existentieller Rationali-
tät – damit zugleich aus dem Prozess der
Unternehmensführung – heraus zu verste-
hen, in den sie eingebettet ist. Dieser im
Folgenden dargelegte Entwicklungspro-
zess umfasst vor der Entscheidung die Pla-
nung und danach die Funktionen Füh-
rung und Kontrolle. In der Unterneh-
mensführung kommen dann in der Reali-
sierung mit dem Übergang auf mehrere
Mitarbeiter als weitere Funktionen Orga-
nisation, Mitarbeitergewinnung und Mit-
arbeiterführung hinzu.
Die Planung
Ausgangspunkt der Planung sind erste Re-
gungen eines dringlichen eigenen Bedürf-
nisses. Nach und nach herauszufinden,
was genau das eigene Bedürfnis ist und
was einem in der bisherigen Existenz
fehlt, ist Grundlage der Planung. Dabei
kann dieses Bedürfnis ganz verschieden
sein und sich auch ändern. So kann es
sich um das Bedürfnis handeln, reich zu
werden, eine soziale oder ideelle Idee zu
realisieren oder eine technische Idee in
die Welt zu bringen – oder eine Kombina-
tion davon. Auf Basis dieses Bedürfnisses
und seiner Dringlichkeit wird dann der
Zweck bestimmt. Er benennt und fixiert
das Bedürfnis, das befriedigt werden soll.
Dies macht eine externe, in der Regel nor-
mative Vorgabe eines Zwecks, wie ihn die
heutige BWL vorsieht, überflüssig. Als
Nebenbedingung ist dabei zu beachten,
dass auch beim Verfolgen nichtmonetärer
Zwecke das Unternehmen jederzeit liqui-
de bleibt.
Für die anschließende Frage, wie der

Zweck erreicht werden kann, ist ein An-
satzpunkt eine Idee, also eine Gedanken-
skizze, die sich auch bereits vor oder mit
dem Bedürfnis zeigen kann. Ausgehend
von einer Idee, ist es zunächst Aufgabe
der Grobplanung herauszufinden, ob die-
se Idee das Potential hat, sich realisieren
zu lassen. Wird dies bejaht, ist es Aufgabe
der Planung, herauszufinden, wie ausge-
hend von der Idee der Zweck erreicht und
die mit der ersten vagen Idee verbundene
Unsicherheit beseitigt werden kann. Dies
ist die Frage, mit welchen Mitteln der
Zweck erreicht werden kann.
Anders als es die rationaleWahl voraus-

setzt, liegen die Mittel zur Zweckerrei-
chung nicht einfach vor. Daher beschafft
sich der Unternehmer imRahmen der Pla-
nung in einem Suchprozess erst Informa-
tionen über die verschiedenen Mittel und
ihre Verfügbarkeit. Wenn sich dabei her-
ausstellt, dass Teile der erforderlichen
Mittel nicht verfügbar sind, dann kommt
der Unternehmer, will er sein Bedürfnis
befriedigen, nicht umhin, diese Mittel
erst selbst hervorzubringen. Da mit der
Freilegung der Bedürfnisse das schöpferi-
sche Moment verbunden ist, steigt die
Chance, zum einen neue Mittel zu finden

und zum anderen, wenn notwendig, auch
zu erfinden. In der Mittelsuche stößt der
Unternehmer jedoch immer wieder auf
Mittel, bei denen unklar ist, ob sie tatsäch-
lich ihren Zweck erreichen. Denn die Zu-
kunft, auf die sich all seine Planung be-
zieht, ist unhintergehbar unbekannt.
Als Konsequenz dessen tritt in der Pla-

nung an die Stelle der einfachen Antizipa-
tion der Zukunft, wie sie in der rationalen
Wahl methodisch angelegt ist, die Szena-
rioplanung. Diese ist die systematische
Antwort der Planung auf die festgestell-
ten Unsicherheiten. Für sie werden auf
Basis von Erfahrungen jeweils verschiede-
ne denkbare Ausprägungen angenom-
men. Bestimmt durch die Anzahl der be-
trachteten Unsicherheiten und ihre ver-
schiedenen denkbaren Ausprägungen so-
wie ihre möglichen Kombinationen ent-
stehen auf diesemWege verschiedene Sze-
narien. Diese lassen sich anschließend je-
weils berechnen, da innerhalb der ver-
schiedenen Szenarien die getroffenen An-
nahmen über die Ausprägungen zugleich
jeweils die Wirkung der verschiedenen
herausgearbeiteten Mittel festlegen und
damit innerhalb des Szenarios die Voraus-
setzung für die Auswahl der besten Mittel
mit der rationalen Wahl gegeben ist. Die
rationale Wahl behält damit innerhalb
der Planung methodisch eine zentrale
Funktion.
Für die verschiedenen Szenarien kann

der Unternehmer dann die Wirkungen
verschiedener Mitteleinsätze berechnen
und dadurch ein Bild gewinnen, welche
Ziele sich unter verschiedenen Bedingun-
genmit welchenMitteln erreichen lassen.
Dies ermöglicht ihm, auf Basis unter-
schiedlicher Relationen von Mitteleinsatz
undWirkung erreichbare Ziele und damit
Ort, Zeit und Ausmaß der Zweckerrei-
chung festzulegen. Die Grenze dieser Vor-
gehensweise und ihre verbleibende Unsi-
cherheit liegen zum einen in der Frage,
welche Unsicherheiten undmögliche Aus-
prägungen für die Szenarien in Betracht
gezogen werden. Zum anderen bleibt es
eine offene Frage, ob und welches Szena-
rio eintreten wird.
Am Ende der Planung steht ein ent-

scheidungsreifer Plan, in dem Ziele und
Mittel ausgearbeitet vorliegen. Zu ihm ge-
hören infolge der Szenarioplanung auch
Alternativpläne mit den entsprechenden
Zielen und Mitteln.
Die existentielle Entscheidung
Mit dem entscheidungsreifen Plan steht
der Unternehmer vor der Entscheidung,
ob die darin genannten Mittel eingesetzt
werden sollen, um die Chance zur Zieler-
reichung zu bekommen. Auch wenn die
dem jeweiligen Vorhaben zugrundeliegen-
den Bedürfnisse schon im Planungspro-
zess freigelegt worden sind, so stellt sich
in der Entscheidung noch einmal neu die
Frage, wie wichtig diese Bedürfnisse tat-
sächlich sind, und zwar angesichts der Un-
sicherheit, durch den jeweiligenMittelein-
satz die Bedürfnisse tatsächlich befriedi-
gen zu können. Dadurch wird die Ausein-
andersetzung mit Unsicherheit und die
Frage nach dem eigenen Sicherheitsbe-
dürfnis beziehungsweise der eigenen Un-
sicherheitstoleranz und der Relation zu
den übrigen Bedürfnissen zentral.
Wie groß das Sicherheitsbedürfnis ist,

stellt sich jeweils erst in der konkreten
Entscheidungssituation heraus. Zudem
ist es ebenso wie die anderen Bedürfnisse
nicht über die Zeit stabil. Aus diesen

Gründen kann das Sicherheitsbedürfnis
nicht von der Person abgelöst und in ei-
ner rechenbaren Funktion erfasst wer-
den, die dann aussagekräftig für die Zu-
kunft wäre.
Damit ist die Entscheidungsfrage eine

persönliche Frage des Unternehmers, in
der es darum geht herauszufinden, wie
sich ihm auf Basis seiner Bedürfnisse und
seines Sicherheitsbedürfnisses die in der
Planung ausgearbeitete Relation zwi-
schen den einzusetzenden Mitteln und
der entsprechenden Chance, mit ihnen
seine Ziele zu erreichen, darstellt.
In dieser Entscheidung geht es um die

Frage, ob die Chance, die Ziele zu errei-
chen und damit die dahinterstehenden Be-
dürfnisse zu befriedigen, es vor dem Hin-
tergrund des eigenen Sicherheitsbedürf-
nisses wert ist, dafür die entsprechenden
Mittel einzusetzen. Wenn diese Entschei-
dungsfrage bejaht werden kann, ist es ra-
tional, den Plan zu realisieren. Rationali-
tät ist in diesem Sinne eine Frage der Ver-
hältnismäßigkeit.
In das Rationalitätskalkül wird damit

die Auseinandersetzungmit der Unsicher-
heit hineingenommen und ihre Bedeu-
tung geklärt – was in der rationalen Wahl
systematisch ausgeschlossen ist. Metho-
disch ist dies etwas grundlegend anderes,
als entweder wie Gutenberg methodisch
streng auf Basis der rationalenWahl zu ar-
gumentieren und in der Konsequenz das
Thema Unsicherheit zu marginalisieren
oder aber umgekehrt auf das Thema Unsi-
cherheit einzugehen, ohne jedoch einen
entsprechenden Rationalitätsbegriff zu
entwickeln.

Die Realisierung
Die Realisierung ist mehr als die einfache
Umsetzung der Entscheidung. Denn zum
Zeitpunkt der Planung wie auch der Ent-
scheidung kann die in der Realisierung
vorzufindende Situation nur unvollstän-
dig bekannt sein, dies gilt insbesondere
unter Wettbewerbsbedingungen. Diesen
Zusammenhang soll schon Helmuth von
Moltke, Schüler von Clausewitz, für den
militärischen Kontext in folgende Worte
gefasst haben: Kein Plan überlebt die ers-
te Feindberührung.
Mit der Entscheidung, ein Unterneh-

men oder ein Projekt zu realisieren, grei-
fen unmittelbar die in der Planung der Or-
ganisation geplanten generellen Regelun-
gen. Ebenfalls auf Dauer ist die Mitarbei-
tergewinnung zumindest für Führungspo-
sitionen angelegt, deren Aufgabe es ist,
Mitarbeiter zu finden, die nicht nur die je-
weils erforderliche Qualifikation für eine
Aufgabe besitzen, sondern sich aufgrund
ihrer Bedürfnisse für die Unternehmens-
idee begeistern und zugleich die damit
verbundene Unsicherheit tragen können.
Aufgabe der Mitarbeitergewinnung ist es
daher, potentielle Mitarbeiter mit den ent-
sprechenden Bedürfnissen zu identifizie-
ren und vertraglich zu binden.
Demgegenüber ist Führung eine Aufga-

be des Unternehmers, die in der Realisie-
rung jeweils immer wieder neue Entschei-
dungen verlangt – auch nach der grund-
sätzlichen Entscheidung, ein Unterneh-
men oder ein Projekt zu starten.
Aufgabe von Führung ist es, die im An-

schluss an die Planung getroffene Ent-
scheidung zu realisieren und sich dabei
mit dem auseinanderzusetzen, was sich
von der Planung im Vorhinein nicht oder
nicht genau hat erfassen lassen. Führung

kommt dementsprechend die Aufgabe zu,
in der Realisierung die jeweilige Situation
auch in ihren Details zu erfassen sowie zu
prüfen, welche Konsequenzen diese für
die Realisierung der Planung haben, um
dann gegebenenfalls die Planung anzupas-
sen und entsprechende Entscheidungen
zu treffen.
Während Organisation aus generellen

Regelungen besteht und damit die Füh-
rung entlastet, ist Führung für die Rege-
lung der jeweils konkreten Situation zu-
ständig, die von der Planung – und damit
auch von der Planung der Organisation –
im Vorhinein nicht in der erforderlichen
Tiefe und vor allem nicht treffsicher er-
fasst werden kann.
Andererseits ist das Verhältnis von Füh-

rung und Organisation auch ein Span-
nungsverhältnis: Gibt es zu viel generelle
Regelungen, wird das Unternehmen starr,
da auf die Details der jeweiligen Situation
nicht mehr angemessen eingegangen wer-
den kann. Gibt es hingegen zu wenig gene-
relle Regelungen, kommt es durch die
dann erforderliche Vielzahl an organisato-
rischen Einzelfallregelungen zu einer
Überlastung der Führung.
Die Kontrolle
Aufgrund der mit den getroffenen Ent-
scheidungen und der Realisierung verbun-
denen Unsicherheit, ob die Mittel ihren
Zweck erreichen, kommt der Kontrolle in
Übereinstimmungmit der Unternehmens-
praxis eine wichtige Funktion zu. Kontrol-
le hat die Aufgabe herauszufinden, was
der Zustand des Unternehmens nach der
Realisierung ist und ob die eingesetzten
Mittel wirksam waren. Die Kontrolle ist
dazu – ähnlich einem archäologischen
Projekt – als ein Entbergungsprozess die-
ses Istzustandes zu begreifen. Dies dient
dazu, bei Planabweichungen jeweils früh-
zeitig Veränderungen vorzunehmen, um
jene begrenzen zu können. Dazu können
weitere Mittel eingesetzt werden, um die
ursprünglich angestrebten Ziele gegebe-
nenfalls doch noch zu erreichen, oder es
kann bei gravierenden Abweichungen
neu geplant und entschieden werden.

Die Ökonomie der
Unternehmensführung
Die beschriebene Unternehmensführung
besitzt in ihrer Abfolge eine ökonomische
Rationalität. Diese besteht darin, zu-
nächst möglichst wenige Mittel im Hin-
blick auf ein mögliches Unternehmen auf-
zuwenden, und erst dann, wenn der je-
weils zuvor durchgeführte Entwicklungs-
schritt erfolgversprechende Ergebnisse
gezeigt hat, sukzessive mehr Mittel aufzu-
wenden. So verursacht eine Grobplanung
zunächst weniger Aufwand als eine De-
tailplanung, was mögliche Verluste be-
grenzt, um dann, wenn dieser Schritt er-
folgversprechend gewesen ist, die detail-
lierte Planung durchzuführen. Der inves-
tierte Aufwand steigert sich bis zur Ent-
scheidung, ein Unternehmen oder ein Pro-
jekt in Gang zu setzen und damit die ent-
sprechenden Mittel einzusetzen. Führung
ist dann angesichts der tatsächlichen Si-
tuation in der Realisierung ein mögliches
Korrektiv ebenso wie die Kontrolle, die
dazu dient, Fehlentwicklungen sichtbar
zu machen, um frühzeitig entsprechende
Maßnahmen ergreifen zu können und ei-
nen erfolglosen Einsatz weiterer Mittel
zu vermeiden.
Franz Schencking ist selbständiger Unternehmer

Weg in die Knechtschaft
Wissenswertes aus dem neuen Ordo-Band

WIRTSCHAFTSBÜCHER

Mitarbeitersorgen
Über den Umgang mit der Digitalisierung

Illustration Peter von Tresckow

DER BETRIEBSWIRT

DenUnternehmer ersetzt kein Plan
In der Lehrbuch-BWL
ist Management die
rationale Wahl des
richtigen Mittels zur
Zielerreichung. Die
Realität ist komplexer –
unternehmerische
Entscheidungen auch.
Von Franz Schencking

Europlatz Frankfurt
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